
Art. 33, Erl.

Frauen. Schwangerschafts- und Wochenurlaub wird nur für die Dauer von fünf 
Wochen vor der Geburt (in der Bundesrepublik sechs Wochen vor der Geburt) und 
sechs Wochen nach der Geburt gewährt. Bei einer unnormalen Geburt oder einer 
Mehrlingsgeburt kann der Urlaub nach der Geburt bis zu 8 Wochen verlängert 
werden. Nach dem Urlaub dürfen Frauen mit schweren oder gesundheitsgefährden­
den Arbeiten nur mit Erlaubnis des Betriebsarztes beschäftigt werden. Schwangeren 
und Müttern bis zum Ablauf des sechsten Monats nach der Niederkunft darf nicht 
gekündigt werden5. An Mütter werden umfangreiche staatliche Unterstützungen 
gezahlt6. Bei der Geburt des ersten Kindes beträgt die einmalige Unterstützung 
500 DM, bei der Geburt des zweiten 600 DM, bei der Geburt des dritten 700 DM, 
bei der Geburt des vierten 850 DM und bei der Geburt jedes weiteren Kindes 
1000 DM. Die Beihilfe wird nur gegen Vorlage einer von der Schwangerenberatungs­
stelle ausgestellten Mütterkarte und nur in Teilbeträgen gezahlt. Laufende Unter­
stützungen gibt es für das vierte Kind in Flöhe von 30 DM monatlich und für jedes 
weitere Kind von 25 DM monatlich.

Artikel 33 Außereheliche Geburt darf weder dem Kinde noch seinen Eltern
zum Nachteil gereichen.
Entgegenstehende Gesetze und Bestimmungen sind aufgehoben.

Nach den »Rechtsgrundsätzen« (-> Erl. 1 zu Art. 30) gilt folgendes: Das nicht­
eheliche Kind ist mit dem Vater und dessen Verwandten ebenso verwandt wie mit 
der Mutter. Der Mutter steht die volle elterliche Sorge zu. Der Vater hat kein Mit- 
wirkungs- oder Verkehrsrecht. Die Unterhaltsansprüche des nichtehelichen Kindes 
gegen seine Eltern entsprechen grundsätzlich den Unterhaltsansprüchen ehelicher 
Kinder. Bei ihrer Bemessung ist die wirtschaftliche Lage beider Eltern zu berück­
sichtigen. Die Begrenzung auf das 16. Lebensjahr ist weggefallen. Lebt das Kind bei 
der Mutter oder ihren Verwandten, wird im Regelfälle durch die Pflege und Er­
ziehung des Kindes der Unterhaltsbeitrag der Mutter abgegolten. Die Leistungs­
fähigkeit des Vaters, der alle verfügbaren Mittel zu verwenden hat, ist schon im 
Prozeßverfahren, nicht erst in der Vollstreckungsinstanz nachzuprüfen. Ein Unter­
haltsabfindungsvertrag zwischen Vater und Kind ist unter den genannten Bedingun­
gen zulässig, jedoch ist bei der Genehmigung eines solchen Vertrages mit äußerster 
Vorsicht vorzugehen. Die Verwandtschaft mit dem Vater geht aber nicht so weit, daß

5 § 133 Gesetzbuch der Arbeit
6 § 2 Gesetz über den Mutter- und Kinderschutz
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